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        Vorlage-Nr.:  100/2024 

       Aktenzeichen:  022.31 

       Sachbearbeitung:  gm / sk 

           Datum:   21.08.2024 

 

 

SITZUNGSVORLAGE  

  

 

Kita „Riedfurt“ 

Antrag der Bürgerunion zur erneuten Behandlung der Standortentscheidung sowie zur 

Änderung des geplanten Kitastandortes „Jakobsäcker“ 

 
   Gremium Öffentlichkeitsstatus Datum TOP  

 
 

 Gemeinderat öffentlich 17.09.2024 7 

 
 

Antragsvorschläge BU:  

 

a) Der Standort Kita an der Riedfurt in Frauenzimmern wird nicht weiterverfolgt. 

b) Die Kita soll im Westen der Stadt im Gewann „Hintere Wiesen“ entstehen. 

c) Die Planungsvariante 3 der Sitzung vom 16.05.2023, ein auf Vorschlag der FUW vom 

Architekturbüro Huschka Architekten ausgearbeiteter Kompromiss, soll realisiert werden. 

d) Die Verwaltung erhält den Auftrag, die bisher erledigten planerischen Schritte für den 

neuen Standort unverzüglich neu zu veranlassen. 

 

 

Abstimmungsergebnis 

 Anzahl  

JA-Stimmen 
 

 

 

NEIN-Stimmen 
 

 

 

Enthaltungen 
 

 

 

 

 

Sachverhalt: 

 

Am 22. Juli 2024 ging bei der Stadtverwaltung Güglingen ein Antrag der Bürgerunion ein. Der 

Antrag ist dieser Vorlage als Anlage 1 beigefügt. 

Der Antrag bezieht sich auf die erneute Behandlung der Standortentscheidung sowie zur 

Änderung des geplanten Kita-Standorts „Jakobsäcker“. 

 

Zunächst wurde von der Verwaltung geprüft, ob ein solcher Antrag zulässig ist.  

Einschlägig ist hier § 34 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO). 
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§ 34 Einberufung der Sitzungen, Teilnahmepflicht  

(1) Der Bürgermeister beruft den Gemeinderat schriftlich oder elektronisch mit 

angemessener Frist ein und teilt rechtzeitig die Verhandlungsgegenstände mit; dabei 

sind die für die Verhandlung erforderlichen Unterlagen beizufügen, soweit nicht das 

öffentliche Wohl oder berechtigte Interessen Einzelner entgegenstehen. Der 

Gemeinderat ist einzuberufen, wenn es die Geschäftslage erfordert; er soll jedoch 

mindestens einmal im Monat einberufen werden. Der Gemeinderat ist unverzüglich 

einzuberufen, wenn es ein Viertel der Gemeinderäte unter Angabe des 

Verhandlungsgegenstands beantragt. Auf Antrag eines Viertels der Gemeinderäte ist 

ein Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung spätestens der übernächsten 

Sitzung des Gemeinderats zu setzen. Die Verhandlungsgegenstände müssen zum 

Aufgabengebiet des Gemeinderats gehören. Sätze 3 und 4 gelten nicht, wenn der 

Gemeinderat den gleichen Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten sechs 

Monate bereits behandelt hat. Zeit, Ort und Tagesordnung der öffentlichen Sitzungen 

sind rechtzeitig ortsüblich bekannt zu geben. 

(2) In Notfällen kann der Gemeinderat ohne Frist, formlos und nur unter Angabe der 

Verhandlungsgegenstände einberufen werden; Absatz 1 Satz 7 findet keine 

Anwendung. 

(3) Die Gemeinderäte sind verpflichtet, an den Sitzungen teilzunehmen. 

 

Nach § 34 GemO ist auf Antrag einer Fraktion oder eines Sechstels der Gemeinderäte ein 

Verhandlungsgegenstand auf die Tagesordnung spätestens der übernächsten Sitzung des 

Gemeinderats zu setzen. Die Verhandlungsgegenstände müssen zum Aufgabengebiet des 

Gemeinderats gehören. Sätze 3 und 4 gelten nicht, wenn der Gemeinderat den gleichen 

Verhandlungsgegenstand innerhalb der letzten sechs Monate bereits behandelt hat. 

 

Der Antrag ging vor der Sitzung am 23.07.2024 ein. Daher ist eine Behandlung spätestens in 

der Sitzung am 17.09.2024 erforderlich. Diesem Erfordernis wird mit der Setzung des 

Punktes auf die Tagesordnung der Sitzung am 17.09.2024 Rechnung getragen.  

Des Weiteren müssen die Verhandlungsgegenstände zum Aufgabengebiet des 

Gemeinderates gehören. Dies trifft ebenfalls zu. 

Nicht zulässig sind Anträge, wenn der gleiche Verhandlungsgegenstand bereits innerhalb der 

letzten sechs Monate behandelt wurde. Die Entscheidung zum Standort wurde in der Sitzung 

am 20.06.2023 getroffen. Dies ist bereits über 6 Monate her, somit kann der 

Verhandlungsgegenstand erneut behandelt werden 

 

Auch geprüft werden muss, welche Regelungen zu Fraktionsanträgen die Geschäftsordnung 

des Gemeinderats der Stadt Güglingen beinhaltet.  

Diese führt dazu aus: 

 

§ 10 Verhandlungsgegenstände 

(1) Der Gemeinderat verhandelt über Vorlagen des Bürgermeisters, der Ausschüsse und 

über die dazu gestellten Anträge. 

(2) Ein durch Beschluss des Gemeinderats erledigter Verhandlungsgegenstand wird erst 

erneut behandelt, wenn neue Tatsachen oder neue wesentliche Gesichtspunkte dies 

rechtfertigen. 

 

Laut dem Antrag der BU liegen neue Tatsachen und wesentliche neue Gesichtspunkte vor. 
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Dies sind im Einzelnen: 

1) Unberücksichtigte Erkenntnisse aus dem Starkwasserrisikomanagements 

2) Fehlende Sicherheitsanalyse bezüglich der Abbiegespur und deren Leistungsfähigkeit in 

Verkehrsspitzenzeiten 

3) Emissionsbelastungen durch den Kita-Verkehr 

4) Partnerschaft Kita/Schule 

5) Optionen nachhaltiger Bauweisen 

6) Fehlende Kostenschätzung als Abwägekriterium 

 

Die Verwaltung nimmt zu den einzelnen Punkten wie folgt Stellung: 

 

1) Unberücksichtigte Erkenntnisse aus dem Starkwasserrisikomanagements 

Zur Sitzung am 16.04.2024 lagen der Verwaltung noch nicht alle detaillierten Informationen 

zur Starkregengefährdung vor. 

Tatsache ist, dass eine Teilfläche des bestehenden Grundstücks, Flst. Nr. 2713, südlich vom 

geplanten Neubau, welches nicht in die Bebauung einfließt, bei einem außergewöhnlichen 

Abflussereignis in einer Überflutungstiefe von 5 bis 10 cm liegen könnte. 

Nördlich von dieser Überflutungsfläche auf welcher der Neubau erfolgt sieht die Planung vor 

das Gelände anzuheben. Die geplante Erdgeschossfußbodenhöhe 198,33m üNN wird ca. 80 

cm höher liegen wie die bestehende Geländehöhe 197,50m üNN.  

Bei einem extremen Starkregenereignis wird der bebaute Grundstücksanteil nicht überflutet 

werden. 

Die zu erwartende Wasserspiegelfläche auf der Westseite des Baugrundstücks liegt bei 

einem extremen Starkregenereignis bei 197,90m üNN und auf der Ostseite bei max. 

197,00m üNN. 

Die an das Baugrundstück angrenzenden Flächen liegen bei 197,50 m üNN und würden bei 

einem extremen Starkregenereignis 197,90 m üNN mit ca. 40 cm überflutet. 

 

Von Seiten der Hochwassergefahrenkarte wird das Flst. Nr. 2713 lediglich kurz vor der 

Brücke Brackenheimer Straße an der Einmündung zur Jakobsäckerstraße bei einem HQ 50 

überflutet. Das eigentliche Baugrundstück mit dem geplanten Neubau wird weder bei einem 

HQ100 noch bei einem HQExtrem überflutet. 

Die vorhandene Geländetopografie ist heute schon so, dass die eigentlichen 

Überflutungsbereiche auf der Ostseite der Riedfurt liegen und dort nur einen Teil der 

bebauten Grundstücke tangieren. Im südlichen Bereich der Riedfurtstraße könnte ein 

Gebäude bei einem HQ50 und ein Gebäude bei einem HQ100 betroffen sein. 

Das bebaute Grundstück Flst. Nr. 2476 wird bei einem HQExtrem nicht tangiert, das bebaute 

Grundstück Flst. Nr. 2477 wird lediglich an der Nordwest-Ecke der Gartenfläche bei einem 

HQExtrem betroffen sein. 

Beim Flst. Nr. 2478 handelt es sich um ein nicht bebautes Grundstück und diese wird in 

Teilen bei einem HQ50 betroffen sein. 

 

Beim starken Regenereignis am 13.05.2024 war das Baugrundstück in der 

Jakobsäckerstraße nicht überflutet. Es kam lediglich bei der Rohrdurchführung an der 

Kreuzung zwischen dem Feldweg Baugebiet Herrenäcker-Baumpfad und der 

Jakobsäckerstraße aufgrund von Rückstau an der Rohrdurchführung zu einer geringen 

Überflutung der Jakobsäckerstraße auf einer Breite von ca. 10 m und konnte auf der 

gegenüberliegenden Straßenseite in den dortigen Wassergraben abfließen. 
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Informativ - Szenarien in Starkregengefahrenkarten l/m²: 

- Seltenes Abflussereignis                     41 l/m² in 60 Minuten 

- Außergewöhnliches Abflussereignis   60 l/m² in 60 Minuten 

- Extremes Abflussereignis  128 l/m² in 60 Minuten 

 

Informativ – Szenarien in Hochwassergefahrenkarten: 

Hochwassergefahrenkarten zeigen verschiedene Szenarien. Diese geben an, wie oft ein 
Hochwasser auftreten kann. Je nach dem unterscheidet man zwischen einem häufigen 
(HQ10), mittleren (HQ100) oder extremen Ereignis (HQextrem).Laut Statistik kommt 
ein HQ10 und HQ100 mindestens einmal in 10 beziehungsweise 100 Jahren vor. Diese 
Wahrscheinlichkeit wird auch als Jährlichkeit bezeichnet. Das HQ100 gilt in Baden-
Württemberg als festgesetztes Überschwemmungsgebiet.Ein HQextrem dagegen ist (statistisch 
gesehen) ein extremes beziehungsweise sehr seltenes Ereignis.  

 

2) Fehlende Sicherheitsanalyse 

Hierbei handelt es sich nach Auffassung der Verwaltung nicht um eine neue Erkenntnis. 

Bereits bei Beschlussfassung über den Standort, bzw. sogar schon vorher, war bekannt, 

dass es zu einem gewissen Verkehrsaufkommen kommen wird.  

Dies wurde auch in der Gemeinderatssitzung angesprochen.  

Dennoch wurde der Beschluss gefasst und es ist davon auszugehen, dass dieser Punkt bei 

der Entscheidungsfindung durch jeden einzelnen Gemeinderat abgewogen und 

berücksichtigt wurde. 

 

 

3) Emissionsbelastungen durch den Kita-Verkehr 

Siehe unter Zif. 2, hierzu gelten dieselben Ausführungen.  

 

 

4) Partnerschaft Kita/Schule 

Dies wird von Seiten der Verwaltung nicht als eine neue Erkenntnis angesehen. Außerdem 

gibt es in Güglingen weitere Kitas, welche eine viel weitere Entfernung zur Schule aufweisen 

(z.B. Kiga Eibensbach, evang. Kiga Frauenzimmern). Auch diese Einrichtungen praktizieren 

seit vielen Jahren eine sehr gute Partnerschaft mit der Schule. 

Um diesen Punkt, wie gewünscht zu erfüllen, müssten alle Kitas im gesamten Stadtgebiet, 

sowie den Ortsteilen, in der Nähe der Schule in einem Neubau zusammengefasst werden. 

Dies ist nicht möglich und würde dazu führen, dass Vor-Ort in der Nähe der Wohnung keine 

Kitas mehr sind. 

 

 

5) Optionen nachhaltiger Bauweisen 

Siehe unter Zif. 2, hierzu gelten dieselben Ausführungen.  

 

 

6) Fehlende Kostenschätzung als Abwägekriterium 

Siehe unter Zif. 2, hierzu gelten dieselben Ausführungen.  

Ergänzend: Zur Stromversorgung teilt die Verwaltung mit, dass auch bei der Entscheidung 

für den Standort „Hintere Wiesen“, noch Kosten für die Verlegung einer Stromversorgung 

https://www.hochwasser.baden-wuerttemberg.de/ueberschwemmungsgebiete
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hinzugekommen wären, welche nicht abschließend geklärt sind und nicht genau beziffert 

werden können.  

Die im Antrag zitierten Aussagen des Ingenieurbüros Pfähler beziehen sich nicht auf das 

Baugrundstück Flst. 2713 sondern auf das Flst. 2728, Riedfurthalle. Auf diesem Grundstück 

wären ggf. die Bodenkollektoren für den Neubau auf dem Flst. 2713 vergraben worden. Da 

diese nicht gegen Auftrieb gesichert werden können, wurde diese Aussage gemacht – mit 

dem Gründungsniveau des neuen Gebäudes hat dies nichts zu tun. 

 

 

Die Verwaltung möchte unabhängig zu den oben bereits gemachten Angaben und 

Ausführungen noch auf folgende Punkte hinweisen: 

 

- Kosten 

Aufgrund des Beschlusses des Gemeinderats hat die Verwaltung bereits weitere Schritte in 

die Wege geleitet und wie dem Gemeinderat bekannt ist, auch Aufträge vergeben. 

Derzeit befindet sich das Projekt mitten in der Entwurfsplanung, vom einen oder anderen 

Büro sind bereits Abschlagszahlungen eingegangen, welche von Seiten der Stadt bezahlt 

wurden. 

Sollte ein anderer Standort beschlossen werden, würden die Fachbüros alle ihre Leistungen 

bis zur Entwurfsplanung abrechnen. 

 

Bisher hat die Stadt folgende Abschlagszahlungen geleistet: 

1. Architekten 
1. AZ            50.000,00 €  
noch ausstehend bis Ende Entwurfsplanung ca.     60.000,00 € 

2. Fachplaner Elektro 
1. und 2. AZ          49.281,10 € 
noch ausstehend bis Ende Entwurfsplanung ca.        8.000,00 € 

3. Fachplaner Artenschutz 
1. AZ             4.810,58 € 

4. Büro B-Planverfahren 
1. und 2. AZ            5.568,40 € 
noch ausstehend bis Ende B-Planverfahren ca.        3.000,00 € 
- öffentliche Auslegung seit 04.06.2024 

5. Büro Bodengutachten           5.078,92 € 
SUMME         185.739,00 € 
 

Es wurden noch keine Abschlagszahlungen von folgenden Fachplanern gestellt, die aber alle 

an der Entwurfsplanung arbeiten und im regen Planungsaustausch mit den Architekten, 

Statik und Bauphysik stehen. Anbei die geschätzten Summen die uns von diesen 

Fachplanern noch in Rechnung gestellt werden: 

1. Fachplaner Haustechnik HLS 
geschätzte AZ bis zur Entwurfsplanung ca.      60.000,00 € 

2. Fachplanung Statik 
geschätzte AZ bis zur Entwurfsplanung ca.      45.000,00 € 

3. Fachplaner Brandschutzkonzept 
geschätzte AZ bis zur Entwurfsplanung ca.       6.776,44 € 

4. Fachplaner Bauphysik 
geschätzte AZ bis zur Entwurfsplanung ca.       9.000,00 € 

SUMME         120.776,44 € 
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Mit Abschluss der Entwurfsplanung belaufen sich die Kosten auf insgesamt ca. 307.000,00 €. 

Auch wenn von Seiten der Verwaltung jetzt umgehend ein Sofortstopp bei den Planern 

angeordnet werden würde, werden diese die gesamte Entwurfsplanung abrechnen. 

 

Der GR hat in der Sitzung am 19.09.2023 den vorgestellten Entwurf für gut befunden und die 

Fortführung der Entwurfsplanung beschlossen und dass in konventioneller Bauweise gebaut 

wird, sofern das Bodengutachten keine negativen Erkenntnisse mit sich bringt und eine teure 

Gründung erforderlich wird. Nach Angebotseinholung wurde am 06.10.2023 der Auftrag für 

das Bodengutachten erteilt. Das Bodengutachten vom 21.12.2023 wurde der Verwaltung am 

27.12.2023 zugestellt. Im Januar wurde das Bodengutachten an das Architekturbüro und das 

Statikbüro weitergeleitet.  

 

In der Gemeinderatssitzung am 16.04.2024 wurden die verschiedenen Heizungskonzepte 

vorgestellt und es wurde auf das Ergebnis des Bodengutachtens eingegangen. Das 

Gebäude kann ohne größeren Mehraufwand in konventioneller Ausführung errichtet werden. 

Die Gründung erfolgt über eine Schottertragschicht als Fundamentebene. Aufgrund der Nähe 

zum Riedfurtbach hat das Grundstück einen höheren Grundwasserstand was aber von 

Anfang an bekannt war. Der Gemeinderat hat dann in der Sitzung am 16.04.2024 das 

Heizungskonzept beschlossen sowie die weiteren Fachplanungsbüros für Brandschutz und 

Bauphysik in die Planung aufzunehmen und die Planung fortzusetzen. 

Erst mit diesem Beschluss vom 16.04.2024 welches Heizungskonzept zur Ausführung 

kommen soll und dass die Fachplanungsbüros für Brandschutz und Bauphysik in die weitere 

Planung einzubeziehen sind wurde die Grundlage geschaffen nun eine fundierte 

Kostenberechnung auszuarbeiten. 

 

Der Gemeinderat wünscht sich eine verbindliche Kostenberechnung (keine 

Kostenschätzung) vorgelegt zu bekommen. Seit der Gemeinderatssitzung am 16.04.2024 

wird intensiv an der Entwurfsplanung gearbeitet, da jetzt alle Grundlagen für alle 

Planungsbeteiligte auf dem Tisch liegen. Bei unserem letzten internen Planungsgespräch am 

22.07.2024 zusammen mit den Fachbüros für Statik, Elektro, Haustechnik HLS und 

Bauphysik wurden detaillierte Entwurfspläne vorgelegt. Von Vorentwurfspläne kann hier nicht 

mehr die Rede sein und der Fachplaner für Elektro hat die Leistungsphase Entwurf schon 

fast komplett abgerechnet. 

 

Bei einer Entscheidung zur Änderung des Standortes fallen auf jeden Fall die oben 

aufgeführten Kosten in Höhe von ca. 307.000,- Euro an.  

Die Planungen können jedoch nicht eins zu eins auf ein dann gewähltes Grundstück 

übertragen werden. Hier müssten die Planungen angepasst oder ggf. auch ganz geändert 

und neu erstellt werden. Daher ist davon auszugehen, dass erneut Kosten für die 

Entwurfsplanung anfallen. Diese werden nicht mehr ganz dieselbe Höhe erreichen, aber 

auch nicht wesentlich geringer sein. 

 

 

Des Weiteren möchte die Verwaltung noch auf die folgenden Punkte hinweisen und bitten, 

diese bei der Entscheidung zu berücksichtigen: 

 

- Zeitlicher Aspekt 

Bereits seit mehreren Jahren macht die Verwaltung immer wieder darauf aufmerksam, dass 

die räumliche Situation in der Heigelinsmühle nicht mehr zeitgemäß ist und hier dringender 

Handlungsbedarf entsteht. Bei einer Entscheidung für einen anderen Standort, bzw. den im 
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Antrag vorgeschlagenen Standort, müsste komplett neu begonnen werden. Es wäre bei 

einem Standort „Hintere Wiesen“ ebenfalls ein Bplan-Verfahren notwendig. Da es sich dabei 

um ein zweistufiges Verfahren handelt, ist mit allen erforderlichen Verfahrensschritten von 

der Dauer von einem Jahr auszugehen. Bis die Pläne ausgearbeitet sind und die 

notwendigen Beschlüsse im Rat für das Verfahren getroffen sind, geht die Verwaltung von 

mindestens 6 Monaten aus. 

Durch eine Änderung des Standortes wird aus Sicht der Verwaltung das gesamte 

Neubauprojekt um mindestens 2 Jahre, eher um 2,5 Jahre verzögert werden. 

Dies ist so nicht hinnehmbar und vertretbar. 

Dies würde auch bedeuten, dass die Container, in welchen sich derzeit die Kita Seebrückle 

befindet für einen sehr viel längeren Zeitraum als bisher angedacht angemietet werden 

müssten und dies zieht somit auch nicht unerhebliche Kosten nach sich. 

 

Außerdem hätte diese Entscheidung auch Auswirkungen auf das 

 

- Personal 

Bei der letzten Begehung der Kindertageseinrichtungen konnte sich das Gremium selbst ein 

Bild von den räumlichen Gegebenheiten in den Einrichtungen machen. 

Die Kita Heigelinsmühle erfüllt die an eine Ganztageseinrichtung gestellten Voraussetzungen 

nicht mehr. Es ist kein Personalraum vorhanden und auch kein Schlafraum für jede Gruppe. 

Des Weiteren ist die räumliche Situation in der Krippengruppe sehr beengt. 

Gerade in einer Einrichtung, in welcher sich die Kinder sehr lange Zeit befinden und auch 

das Personal sehr viel Zeit verbringt, sollten gute räumliche Voraussetzungen herrschen. 

Schon derzeit ist die Nachbesetzung von offenen Stellen in der Heigelinsmühle sehr, sehr 

schwierig. Hier kommt zu den unattraktiven Schichtarbeitszeiten auch noch die räumliche 

Enge, bzw. die nicht vorhandenen Räume. Wird der Neubau nun noch weiter 

herausgezögert, wird sich diese Situation noch mehr zuspitzen. 

 

- Ganztagesplätze 

In Güglingen bietet derzeit nur die Heigelinsmühle und die Kita Herrenäcker 

Ganztagesbetreuung an. Diese Plätze sind sehr begehrt. Nach derzeitigem Stand können 

erst wieder zum Kita-Jahr 2025/2026 Kinder in der Ganztagesbetreuung aufgenommen 

werden. Daher werden dringend weitere GT-Plätze, vor allem mit dem zeitlichen Umfang der 

Heigelinsmühle benötigt. Bei einer zeitlich späteren Fertigstellung des Bauvorhabens durch 

die Entscheidung für einen anderen Standort, würde auch die Schaffung weitere GT-Plätze 

länger dauern. 

 

Aus den oben genannten Gründen plädiert die Verwaltung dafür, mit Nachdruck die jetzige 

Planung am beschlossenen Standort voranzutreiben, sodass so zeitnah wie möglich der 

Neubau fertiggestellt werden kann. 

 

Zur Prüfung der Zulässigkeit des Antrags wurde auch das Anwaltsbüro iuscomm beauftragt. 

Dieses kommt zu dem Ergebnis, dass der Antrag zulässig ist, da neue Erkenntnisse 

vorliegen würden. 

 

 

Anlagen: 

1 - Antrag BU 

2 - Vorlage Nr. 62/2023 GR-Sitzung vom 16.05.2023 











STADT GÜGLINGEN 
Tagesordnungspunkt Nr. 2 

Vorlage Nr.62/2023 
Sitzung des Gemeinderates 

am 16. Mai 2023 
-öffentlich- 

 

 
Neubau Kindertagesstätte „Hintere Wiesen“ 
- Festlegung eines Standortes 
 
 
Beschlussantrag: 
 
Als Standort für den Neubau der Kindertagesstätte „Hintere Wiesen“ wird eine der 
vorgeschlagenen Varianten beschlossen. Über welche Variante abgestimmt wird, wird 
entsprechend dem Diskussionsverlauf in der Sitzung festgelegt. 
 
 

ABSTIMMUNGSERGEBNIS 
 Anzahl  

Ja-Stimmen   

Nein-Stimmen   

Enthaltungen   

 
----------------------------------------------------------------------------------------------------------------- 
 
Themeninhalt: 
 
Wir verweisen auf die Gemeinderatssitzung vom 24.01.2023 und Vorlage Nr. 01/2023-
Ö Neubau Kindertagesstätte „Hintere Wiesen“ – Vorstellung Entwurfsvarianten und 
weitere Vorgehensweise sowie auf die Gemeinderatssitzung vom 28.02.2023 und 
Vorlage Nr. 17/2023-Ö und Gemeinderatssitzung vom 18.04.2023 und Vorlage Nr. 
43/2023-Ö.  
 
Über den zuletzt in der Gemeinderatssitzung am 18.04.2023 diskutierten Standort auf 
der Fläche Festwiese / Discozelt wurde kein Beschluss gefasst und bis zur weiteren 
Entscheidung in eine der nächsten Gemeinderatssitzungen zurückgestellt. 
 
Die Mehrheit des Gemeinderats sah in dem vorgelegten Planungsentwurf Stand 
13.03.2023 nach wie vor ein zu großes Konfliktpotential in Bezug auf den Standort 
Discozelt und Nutzung der Festwiese beim Maienfest. 
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Im Zuge der weiteren Diskussion gab es aus den Reihen des Gemeinderats zwei 
Gegenvorschläge. 
 

1. Standort Hintere Wiesen 
Das geplante Gebäude soll um 90 Grad gedreht werden und parallel zum 
Lotzewegle platziert werden. Das Lotzewegle soll dabei um ca. 6 m in Richtung 
Osten verschoben werden. Angrenzend an die neue westliche Lotzewegle-
Grenze sollen die Architektinnen Becker-Huschka und Scholz dann den um 90 
Grad gedrehten Neubau planen. 

 
2. Standort Riedfurthalle in Frauenzimmern 

Der Standort Riedfurthalle wurde von STR. Naffin im Zuge der Diskussion im 
Gemeinderat zum Antrag erhoben. Der Antrag wurde dann nochmals 
zurückgenommen, bis dem Gemeinderat der neue um 90 Grad gedrehte 
Entwurf zum Standort Hintere Wiesen in einer der nächsten 
Gemeinderatsitzungen vorgelegt wird. Dann sollte entschieden werden ob die 
Variante der 90 Grad Drehung eine echte Alternative zum Entwurf vom 
13.03.2023 darstellt. Sollte die Variante der 90 Grad Drehung keine sinnvolle 
Alternative ergeben wird Herr Naffin seinen Antrag zum Standort Riedfurthalle 
erneut erheben. 
 
 

Die aus der Mitte des Gemeinderats vorgeschlagene Variante mit der Zif. 1, wie oben 
näher beschrieben wurde planerisch aufgenommen und ist in der Anlage zur Vorlage 
an Variante V2.1 dargestellt. Aufgrund der einzuhaltenden Abstandsflächen und der 
erforderlichen Außenspielfläche müsste auch der vorhandene Fahrweg verlegt 
werden. Dieser ist in der Variante nach Westen verschwenkt. 
Alternativ hierzu wurde noch die Variante V2.2 dargestellt. Diese verlegt den 
bestehenden Fahrweg ebenfalls nach Westen, wie das Lotzewegle. 
 
Um die entsprechenden Räume und Flächen unterbringen zu können, musste die 
Gebäudekubatur geändert werden. Die bisher geplante L-Form ist auf diesem 
Grundstück aufgrund des Zuschnitts so nicht mehr möglich. Es wurde ein rechteckiger 
Gebäudekörper geplant. Sofern der Gemeinderat sich für diese Variante entscheiden 
sollte, bedingt dies auch Umplanungen innen. 
Der Gebäudekörper ist dadurch etwas länger und breiter geworden. 
Die Baukörper, welche in den Entwürfen dargestellt sind, sind deutlich von den 
Flächen Discozelt und Festwiese abgerückt. Der Nachteil an diesen Entwürfen ist die 
Tatsache, dass sich nicht alle Fläche im Eigentum der Stadt befinden. 
Zum aktuellen Stand was die Flächen angeht kann in der Sitzung dann näheres 
ausgeführt werden. 
Außerdem käme das Gebäude in den Bereich, auf welchen sich die Schallemissionen 
erstrecken und es wären Schallschutzmaßnahmen erforderlich. 
 
Als Alternative wurde von den Architektinnen noch eine Variante V3 ausgearbeitet. 
Dieses sieht eine Verschwenkung des Lotzewegles und Fahrweges nach Osten vor, 
allerdings um 7,75 Meter. Jedoch hat diese Variante den Vorteil, dass der geplante 
Baukörper wie bisher beibehalten werden könnte und sich die Außenspielfläche in den 
Süden erstrecken würde. Auch bei dieser Variante müsste das sich in Privatbesitz 
befindliche Grundstück erworben werden. 
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Die Architektinnen Scholz und Becker-Huschka werden in der Sitzung anwesend sind 
und die Entwürfe vorstellen, bzw. die Vor- und Nachteile der Varianten erläutern. 
 
Aus Sicht der Verwaltung stellen die heute vorgelegten Entwürfe mit ihren Vor- und 
Nachteile ebenfalls eine Option dar.  
 
Nicht unbeachtet gelassen werden darf bei der ganzen Diskussion, dass es zeitnah zu 
einer Entscheidung über einen Standort kommen muss. Es werden dringend weitere 
Kita-Plätze benötigt. 
 

 
Gohm/Koch, 04.05.2023 
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Kindertagesstätte

„Hintere  Wiesen“
Gemeinderatssitzung 16.05.2023
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V1

Standort Varianten

V2

V3



huschka_architekten PartGmbB   |  mörikestrasse 7-1   |   74226  nordheim |   fon 0 71 33 - 149 66 20   |   fax  0 71 33 - 149 66 27 

Standortvariante 1

Standortvariante eins
V1 - GR Sitzung 18.04

- Konzeptentwurf aus der Sitzungsvorlage vom 
18.04.23 

- Wasserversorgung auf Grundstück vorhanden 
lediglich Herstellung Kanalhausanschluss notwendig

- Keine weitere Flächenversiegelung notwendig
vorhandene Wege und Zufahrten können genutzt 
werden

- Nutzung  der Festwiese als Parkfläche für Personal 
und Elternschaft

- Zur Herstellung der Gebäudezugänglichkeit 
Verschiebung der Discozeltstandfläche nach 
Westen, neue Aufstellfläche auch als erweiterte 
Parkfläche nutzbar

- Keine Schallschutzmaßnahmen erforderlich
- Alle benötige Grundstücke in Gemeindeeigentum

(Flurst. Nr. 50/2, 51 und 52)
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Standortvariante zwei
V2.1

Standortvariante 2.1

- Neuverlegung sämtlicher Ver- und Entsorgungs-
leitungen von der Weinsteige bis zum Gebäude

- Herstellung eines neues Verkehrswegenetzes mit 
entsprechenden Aufstands- und Wendemöglich-
keiten für PKW, Müll und Essensanlieferung,  
einschließlich Straßenbeleuchtung bis zum 
Gebäude

- Verlegung des Lotze-Wegle um 6 m nach Osten, 
Verlegung neue Zufahrt zum Weingut nach Westen

- Geländemodellierung zur Anpassung/Anbindung 
des vorh. Weges am Sportplatz und der vorhand. 
Zufahrt zu Weinbaubetrieb notwendig

- Je nach Höhenlage der neuen Zufahrt 
entsprechende Sicherungsmaßnahmen des Weges 
entlang des Sportplatzes erforderlich

- Außengebietsentwässerung der hinteren 
Talauenzone gegen sich anstauendes Wasser 
notwendig

- Aufgrund längerer Wege zum Grundstück 
zusätzliche Stellplätze auf dem Grundstück sinnvoll.

- Keine negativen Auswirkungen auf Verkehr an der
Weinsteige zu erwarten

- Schallschutzmaßnahmen am Gebäude 
erforderlich

- Grundstückserwerb erforderlich
Grundstück Flurst.Nr. 3365 muss erworben werden

- Auf Grund der bestehenden Streuobstwiese 
Umweltprüfung erforderlich, hier zumeist alter, 
dichterer Baumbestand vorhanden
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Standortvariante zwei
V2.2

Standortvariante 2.2

- Neuverlegung sämtlicher Ver- und Entsorgungs-
leitungen von der Weinsteige bis zum Gebäude

- Herstellung eines neuen Verkehrswegenetzes mit 
entsprechenden Aufstands- und Wendemöglich-
keiten für PKW, Müll und Essensanlieferung,  
einschließlich Straßenbeleuchtung bis zum 
Gebäude

- Gemeinsame Verlegung des Lotze-Wegle und der 
Zufahrt  zum Weingut nach Osten um ca. 6.00m

- Geländemodellierung zur Anpassung/Anbindung 
des vorh. Weges am Sportplatz und der vorhand. 
Zufahrt zu Weinbaubetrieb notwendig

- Je nach Höhenlage der neuen Zufahrt 
entsprechende Sicherungsmaßnahmen des 
Weges entlang des Sportplatzes erforderlich

- Außengebietsentwässerung der hinteren 
Talauenzone gegen sich anstauendes Wasser 
notwendig

- Aufgrund längerer Wege zum Grundstück 
zusätzliche Stellplätze auf dem Grundstück sinnvoll.

- Keine negativen Auswirkungen auf Verkehr an der
Weinsteige zu erwarten

- Schallschutzmaßnahmen am Gebäude 
erforderlich

- Grundstückserwerb erforderlich
Grundstück  Flurst.Nr. 3365 muss erworben werden

- Auf Grund der bestehenden Streuobstwiese 
Umweltprüfung erforderlich, hier zu meist alter, 
dichterer Baumbestand vorhanden
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Standortvariante drei
V3

Standortvariante 3

- Neuverlegung sämtlicher Ver- und Entsorgungs-
leitungen von der Weinsteige bis zum Gebäude

- Herstellung eines neuen Verkehrswegenetzes mit 
entsprechenden Aufstands- und Wendemöglich-
keiten für PKW, Müll und Essensanlieferung,  
einschließlich Straßenbeleuchtung

- Gemeinsame Verlegung des Lotze-Wegle und der 
Zufahrt  zum Weingut nach Osten um ca. 7.75m 

- Geländemodellierung zur Anpassung/Anbindung 
des vorh. Weges am Sportplatz und der vorhand. 
Zufahrt zu Weinbaubetrieb notwendig

- Je nach Höhenlage der neuen Zufahrt 
entsprechende Sicherungsmaßnahmen des 
Weges entlang des Sportplatzes erforderlich

- Außengebietsentwässerung der hinteren 
Talauenzone gegen sich anstauendes Wasser 
notwendig

- Aufgrund längerer Wege zum Grundstück 
zusätzliche Stellplätze auf dem Grundstück sinnvoll.

- Keine negativen Auswirkungen auf Verkehr an der
Weinsteige zu erwarten

- Keine Schallschutzmaßnahmen am Gebäude 
erforderlich

- Grundstückserwerb erforderlich
Grundstück  Flurst.Nr. 3365 muss erworben werden

- Auf Grund der bestehenden Streuobstwiese 
Umweltprüfung erforderlich, hier allerdings alter, 
dichterer Baumbestand vorhanden
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